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und entsprechend dagegen vorgehen.  
Zudem plant GM, sich durch Verlagerun-
gen nach Südkorea Kostenvorteile in der 
Produktion zu verschaffen: Statt in Ant-
werpen sol len Geländelimousinen 
zukünftig in Ostasien gefertigt werden. 
Damit würde GM auch von einem neuen 
Handelsabkommen zwischen der EU und 
Südkorea profitieren. Da dieses geplante 

Abkommen für den Automobilsektor in 
Europa völlig unausgewogen ist, werde 
ich als sozialdemokratischer Verhand-
lungsführer alles daran setzen, Benach-
teiligungen für die Produktion in Europa 
einen Riegel vorzuschieben. 

Neben der kurzfristigen Stabilisie-
rung des Automobilsektors kommt es 
zentral darauf an, die Mobilitätswirt-
schaft mit einer integrierten Politik bei 
der Erhaltung hochwertiger industriel-
ler Tätigkeiten in Europa zu stärken. Im 
November 2009 habe ich diese Politik 
bereits von der EU-Kommission einge-
fordert, ohne nennenswerte Reaktion. 
Nun hat die sozialistische Fraktion ein 
Positionspapier auf den Weg gebracht, 
um stärkeren Druck auf die Kommission 
auszuüben. Denn die EU-Kommission 
muss endlich eine sektorbezogene Indus-
triepolitik anpacken, die Innovations-
politik, Forschungsförderung, Wettbe-
werbsrecht, Binnenmarktregeln, Han-
delspolitik, Umwelt-auflagen und Logis-
tikpolitik zusammendenkt und -führt. 
Das Ziel muss lauten, eine nachhaltige 
Mobilitätswir tschaf t in Europa zu 
schaffen. Dies schließt auch gewachse-
ne Qualifizierungsanforderungen und 

Die Absatzzahlen der Automobilindus-
trie im Februar (in Deutschland fast -30% 
im Vergleich zum Vorjahr mit Abwrack-
prämie, EU-weit Stagnation) zeigen, die 
Krise ist nicht vorbei und wird 2010 voll 
durchschlagen. Aber es gibt zusätzlich 
auch grundlegende Strukturprobleme: 
Überkapazitäten, veränderte Mobilitäts-
bedürfnisse und Umweltherausforde-

rungen. Dazu müssen wir schnell euro-
päische Antworten finden, um Beschäf-
tigung in diesem industriellen Kernsek-
tor zukunftsfit zu machen.

Für Niedersachsen ist das besonders 
wichtig, denn hier liegt der Anteil der in 
der Automobilwirtschaft Beschäftigten 
rund doppelt so hoch wie im Bundes-
durchschnitt: Rund 150.000 Arbeitneh-
mer beschäftigt die Zuliefer- und Auto-
mobilindustrie. Mehr als 30 Prozent 
aller Industriearbeitsplätze in Nieders-
achsen hängen direkt von der Kraft-
fahrzeugherstellung ab. Niedersachsen 
hat mehr als 700 direkte Zuliefer-Unter-
nehmen und viele indirekte.

Wir brauchen zunächst eine solidari-
sche Krisenbewältigung. Unsolidarische 
Lösungsversuche auf Kosten der Beschäf-
tigten wie bei GM/Opel gehören nicht in 
unsere Zeit. Opel A ntwerpen sol l 
geschlossen werden, obgleich andere 
Möglichkeiten unter Beteiligung der 
Beschäftigten mit Arbeitszeitverkürzung 
zur Beschäftigungssicherung vorlagen. 
Daher werden wir im EP genau überprü-
fen, ob GM mit der Willküraktion gegen 
europäische Rechtsvorschriften der 
Arbeitnehmerbeteiligung verstoßen hat 

eine vorausschauende Begleitung des 
Strukturwandels mit ein. Dazu sollte 
ein europäischer sektorspezifischer 
Automobilrat eingerichtet werden. 
Zukünftig muss die Vergabe von EU-
Mitteln entsprechend an klare Bedin-
gungen geknüpft werden wie Investi-
tionen in Forschung und Entwicklung, 
Übergang zu einer kohlenstoffarmen 
Wirtschaft.

Innovationen zu fördern und umzu-
setzen ist zentral für die Zukunft der 
Mobilitätswirtschaft. Elektromobilität 
ist dabei ein Baustein. So setzte ich mich 
gerade dafür ein, dass die Standardisie-
rung, zum Beispiel von Steckern, schnell  
umgesetzt wird, damit neue Technik 
schneller auf den Markt kommt. Die 
Entwicklung der E-Mobilität muss wei-
ter unterstützt und vor allem Ergebnisse 
in Projekten angewendet werden. Die 
Kombination von E-Mobilität mit rege-
nerativer Energie bietet fast Nullemissi-
ons-Perspektiven. Hier ist das Auto- und 
Energieland Niedersachsen besonders 
gefordert und muss deutlicher handeln, 
Modellprojekte zur E-Mobilität umset-
zen. Durch E-Mobilität verändern sich 
Produktion und Zulieferketten, deshalb 
müssen die Perspektiven für zukunfts-
gerechte Arbeitsplätze mitgedacht wer-
den. In der EU geht es aber auch um die 
Weiterentwicklung der Mobilitäts-
dienstleistungen. Zukünftig wird in 
wachsenden urbanen Räumen Mobili-
tät stärker nachgefragt werden, die je 
nach Bedarf durch Autos, motorisierte 
Zweiräder, Fahrräder oder den ÖPNV 
umgesetzt wird. Neue Konzepte müssen 
marktfähig werden und die Entwick-
lung vom Autohersteller zum Mobili-
tätsdienstleister ist zu begleiten. Zudem 
müssen wir auch in verwandten Berei-
chen neue Geschäftsfelder stärken. So 
ist die Entwicklung hocheffektiver 
Mini-Blockheizkraftwerke (Wirkungs-
grad 94%) bei VW genau der richtige 
Weg, um Beschäftigung zu sichern, 
Innovationen in den Markt zu bringen 
und Energieversorgung dezentral effizi-
enter und CO2-ärmer zu machen. 

Wer die Krise überwinden will, muss 
Nachhaltigkeit ins Zentrum rücken, die 
Erneuerung der traditionellen Autoin-
dustrie anpacken und um gute Arbeit in 
Europa streiten. Laisser-faire kann kein 
Konzept für die Zukunft sein, nicht in 
der EU und nicht in Niedersachsen. ■

MOBILES EUROPA – CHANCE 
FÜR NIEDERSACHSEN
Die Krise der europäischen Mobilitätsindustrie lässt sich nur solidarisch meistern
Von Bernd Lange, MdEP

Bernd Lange (MdEP) auf dem 
einzigen Prototyp des 
Elektromotorrades C1-E von 
BMW auf einer Veranstal-
tung der Europäischen 
Motorradindustrie (acem) in 
Brüssel.   
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